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Protokoll der ordentlichen 

Gemeindeversammlung der Einheitsgemeinde Himmelried 

vom 
 

 

Mittwoch, 25. Juni 2025 19.30–21.35 Uhr  in der Mehrzweckhalle 
 

Vorsitz: Gemeindepräsident Daniel Stehlin 

Protokoll: Gemeindeschreiber Pascal Cueni 

Stimmenzähler: 
 

Erich Oehler und Peter Klingler  

 

Entschuldigt: Flavio Schneider, Karin Schwerzmann, Bruno und und 
Hedy Vögtli, Jürg Schneeberger, 
Daniel Nussbaumer (Gemeinderat) 

Anzahl anwesende Stimmberechtigte: 49 

Absolutes Mehr: 25 
 

 

Begrüssung zur Gemeindeversammlung 

Der Gemeindepräsident Daniel Stehlin begrüsst alle Anwesenden zur Gemeindeversammlung. 

Für die heutige Versammlung haben sich entschuldigt: Flavio Schneider, Karin Schwerzmann, 

Bruno und Hedy Vögtli, Jürg Schneeberger und Daniel Nussbaumer (Gemeinderat). 

Der Vorsitzende eröffnet formell die Gemeindeversammlung. Er stellt fest, dass die Einladung 

zur Gemeindeversammlung mit der Traktandenliste am 12. und 13. Juni 2025, und somit gemäss 

§ 21 Abs. 1 des Gemeindegesetzes rechtzeitig den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern 

zugestellt wurde. Alle Anträge haben seit diesem Datum mit den entsprechenden Unterlagen 

auch auf der Gemeindeverwaltung aufgelegen. 

Wahl der Stimmenzähler und Feststellung der Anzahl anwesender stimmberechtigter 

Personen 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin leitet zur Wahl der Stimmenzähler über. Es werden Erich 

Oehler und Peter Klingler als Stimmenzähler vorgeschlagen. Die Gemeindeversammlung wählt 

einstimmig die vorgeschlagene Personen. 
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Der Gemeindepräsident lässt die Anzahl der anwesenden stimmberechtigten Personen 

feststellen. Es sind 49 Stimmberechtigte anwesend. Das absolute Mehr beträgt 25. 

 

Genehmigung der Traktandenliste 

Die Traktandenliste wird den Anwesenden mittels einer Präsentationsfolie aufgezeigt. Der 

Vorsitzende erkundigt sich bei der anwesenden Stimmbevölkerung nach Einwänden oder 

Ergänzungsanträgen zur Traktandenliste. 

Traktandenliste: 

1. Zusicherung des Gemeindebürgerrechts von Himmelried an Frau  Theresa («Connie») 

Lane 

2. Beschlussfassung Teilrevision § 44 Ferien/Feiertage der Dienst- und Gehaltsordnung 

der Gemeinde Himmelried 

3. Beschlussfassung Teilrevision Anhang 4 (Stellenplan) der Dienst- und 

Gehaltsordnung der Gemeinde Himmelried: Betreuungspersonal für Jugendkeller 

Himmelried 

4. Beschlussfassung Statutenrevision des Zweckverbandes Sozialregion Thierstein 

5. Zur Kenntnisnahme von vier Nachtragskrediten für gebundene Kosten in der 

Erfolgsrechnung 

6. Zur Kenntnisnahme dringlicher Nachtragskredit von CHF 35'751.00 „Reservoir 

Bertelweg Neubau“ in der Investitionsrechnung 

7. Beschlussfassung Nachtragskredit für den Neubau Reservoir Bertelweg von CHF 

250‘000.00 

8. Beschlussfassung Nachtragskredit für die Orts- und Zonenplanung von CHF 

60‘000.00 

9. Genehmigung der Verwaltungsrechnung 2024 der Gemeinde Himmelried 

10. Verschiedenes 

 

Diskussion 

Es folgen keine weiteren Wortmeldungen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst die vorliegende Traktandenliste einstimmig. 
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Traktandum 1 Zusicherung des Gemeindebürgerrechts von Himmelried an 

Frau Theresa («Connie») Lane 

Bericht des Gemeinderates 

Frau Theresa Philomena Concepta («Connie») Lane, geb. 18.11.1950, Irische Staatsangehörige 

mit Niederlassungsbewilligung C wohnt seit dem 01. Februar 2013 in Himmelried. 

Frau Lane hat am 16. Oktober 2024 ihr Gesuch um Erteilung des Schweizerbürgerrechts bei 

der Gemeindeverwaltung eingereicht. Frau Lane hat zuvor den obligatorischen Neubürgerkurs 

besucht und mit abschliessender Prüfung erfolgreich bestanden. 

Aufgrund des Gesuchseingangs hat die Gemeindeverwaltung die erforderliche 

Vollständigkeitsprüfung der Gesuchsunterlagen vorgenommen und die Unterlagen an das 

zuständige kantonale Oberamt weitergeleitet. Das Oberamt hat mit Frau Theresa Lane am 13. 

Dezember 2024 ein Einbürgerungsgespräch geführt. Das Resultat des Gesprächs war positiv 

und nach Vorliegen des Berichtes über das Gespräch beim Oberamt hat die 

Gemeindeverwaltung die Gesuchsunterlagen an das Amt für Gemeinden, Abteilung Zivilstand 

und Bürgerrecht, zur 1. Vorprüfung eingereicht. Die 1. Vorprüfung war erfolgreich und das Amt 

für Gemeinden teilte dem Gemeinderat schriftlich mit, dass aus deren Einschätzung die 

Gemeinde resp. die Gemeindeversammlung Frau Lane das Gemeindebürgerrecht zusichern 

könne. 

Der Gemeinderat hat Frau Connie Theresa Lane deshalb an seine Sitzung vom 26. Mai 2025 zu 

einem Gespräch eingeladen, in welchem sich der Rat über die Feststellungen des kantonalen 

Oberamtes noch einmal vergewissern konnte. Das Gespräch war sehr positiv. Die 

Voraussetzungen für die Zusicherung des Gemeindebürgerrechts sind aus Sicht des 

Gemeinderats auf kommunaler Ebene gegeben. Aus diesem Grund beantragt der Gemeinderat 

der Gemeindeversammlung, Frau Theresa Lane das Gemeindebürgerrecht zuzusichern. 

Vorstellung Traktandum 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin stellt das Traktandum mittels PowerPoint Slides vor. Der 

Gemeindepräsident teilt der Versammlung mit, dass die Informationen zum Traktandum auf der 

Seite 3 in der Einladung zu finden seien. Daniel Stehlin weist darauf hin, dass er die 

Informationen nicht erläutern werde. Er bitte aber Connie Lane nach vorne, damit sie sich kurz 

vorstellen könne. 

Connie Lane stellt sich der Gemeindeversammlung vor. Sie stamme aus Irland und sei 

ursprünglich aus beruflichen Gründen in die Schweiz gekommen. Sie habe ihren heutigen 

Lebenspartner, welcher in Himmelried bereits wohnhaft gewesen sei, bei einem Skiurlaub in St. 

Moritz kennengelernt. Nach einiger Zeit sei sie dann selbst nach Himmelried gezogen. Sie fühle 

sich hier sehr wohl und sei aktiv in der Damenriege Himmelried tätig. 

Der Gemeindepräsident Daniel Stehlin bedankt sich bei Connie Lane und beendet die 

Vorstellung des Traktandums. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 
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Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt, ob es noch Fragen und Wortmeldungen aus der 

Versammlung gebe. 

Es folgen keine Wortmeldungen aus der Versammlung. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 25. Juni 2025, Frau Theresa 

(«Connie») Lane das Gemeindebürgerrecht zuzusichern. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst bei einer Enthaltung, das Gemeindebürgerrecht der 

Gemeinde Himmelried an Theresa («Connie») Lane zuzusichern. 

Traktandum 2 Beschlussfassung Teilrevision § 44 Ferien/Feiertage der Dienst- 

und Gehaltsordnung der Gemeinde Himmelried 

Bericht des Gemeinderates 

In ihrer Dienst- und Gehaltsordnung (DGO) kennt die Gemeinde Himmelried eine differenzierte 

Regelung für die Ferienguthaben der Gemeindeangestellten: 

§ 44 Ferien/Feiertage 

1 Angestellte, Beamte und Beamtinnen, die nicht bloss eine Pauschalentschädigung oder 
Sitzungsgeld beziehen, haben Anspruch auf Ferien. 

a) bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 20. Altersjahr vollenden: ................................... 25 
Tage  

b) bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 49. Altersjahr vollenden: ................................... 23 
Tage  

c) bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 59. Altersjahr erreichen: ................................... 25 
Tage  

d) ab dem Kalenderjahr, in dem sie das 60. Altersjahr vollenden: .................................................... 30 
Tage 

[…] 

Für den Gemeinderat stellt sich die Frage, ob die Dienst- und Gehaltsordnung der Gemeinde 

hinsichtlich der Altersgruppe der 20- bis 50jährigen angepasst werden sollte. Die 

Neuanstellungen in der Gemeindeverwaltung der letzten Jahre haben gezeigt, dass sich die 

Gemeinde Himmelried in einem Wettbewerb um qualifizierte Mitarbeitende bewegt. Gerade 

aber die zwei grösseren Gemeinden im Thierstein als grössere kommunale Arbeitgeber in der 

Nähe gewähren allen Angestellten mindestens fünf Wochen Ferien. Aus Sicht des 

Gemeinderates sollte sich die Gemeinde Himmelried hinsichtlich ihrer Attraktivität als 

Arbeitgeberin nicht hinter diesen Vergleichswerten zurückbleiben. Gerade unser gegenwärtiges 
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Personal, das zum Teil zur fraglichen Altersgruppe der 20- bis 50jährigen gehört, zeigt zudem, 

dass es sich auch lohnt, weiter in die Zufriedenheit des bestehenden Personals zu investieren. 

Aus diesem Grund wird vorliegend vom Gemeinderat vorgeschlagen, die Dienst- und 

Gehaltsordnung der Gemeinde Himmelried wie folgt zu ändern: 

§ 44 Ferien/Feiertage 

1 Angestellte, Beamte und Beamtinnen, die nicht bloss eine Pauschalentschädigung oder 
Sitzungsgeld beziehen, haben Anspruch auf Ferien. 

a) bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 20. Altersjahr vollenden: .............................  .... 25 
Tage 

b) bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 49. Altersjahr vollenden: ............................. 25 23 
Tage 

c) bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 59. Altersjahr erreichen: ............................. 28 25 
Tage 

ab dem Kalenderjahr, in dem sie das 60. Altersjahr vollenden: .......................................................... 30 
Tage 

[…] 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht jener der grössten Gemeinde im Thierstein. 

Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident stellt das Traktandum mittels PowerPoint Slides vor. Man komme damit 

zum Traktandum 2, das sich auf Seite 4 der Einladungen befinde. Dabei gehe es darum, dass 

der Gemeinderat eine Änderung der Dienst- und Gehaltsordnung vorschlagen wolle. Konkret 

gehe es darum, dass dem Gemeindepersonal – je nach Alter – zwei, beziehungsweise drei 

zusätzliche Ferientage pro Jahr gewährt werden sollen. Die genauen Änderungen könne man 

der Einladung entnehmen. Bei der kürzlichen Anstellung der neuen Sachbearbeiterin Rosa-

Linda Cesena sei vom Personalvermittler bestätigt worden, dass Himmelried auf dem 

Personalmarkt einen sehr guten Ruf habe. Dies sei dem Gemeinderat vorher so gar nicht 

bewusst gewesen. Offenbar gelte die Gemeinde unter Personen, die eine Ausbildung auf einer 

Gemeinde gemacht hätten, als politisch ruhiger Ort und damit als zuverlässige Arbeitgeberin. 

Trotzdem sei man der Ansicht, dass man bei den Anstellungsbedingungen mit der Zeit gehen 

müsse. Die grossen umliegenden Gemeinden – wie etwa Breitenbach, Büsserach oder auch 

Dornach – gewährten ihrem Personal mindestens fünf Wochen Ferien, also 25 Tage. Wenn man 

ehrlich sei, hätten wahrscheinlich die meisten Personen im Saal selbst ebenfalls fünf Wochen 

Ferien pro Jahr. Der Gemeinderat hoffe natürlich, dass es noch sehr lange dauern werde, bis 

man die nächste Stelle neu besetzen müsse. Sollte dies aber der Fall sein, sei man froh, wenn 

man zeitgemässe Anstellungsbedingungen bieten könne. Es sei aber noch ein anderer Aspekt 

hinzuzufügen. Man sei sich bewusst, welchen Wert die Mitarbeitenden im Werkhof und in der 

Verwaltung für die Gemeinde hätten. Diese seien gewissermassen das Gesicht und das Herz 

der Gemeinde. Aus diesem Grund verstehe der Gemeinderat den Antrag auch als Ausdruck der 

Wertschätzung gegenüber dem Gemeindepersonal. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin beendet nun die Vorstellung des Traktandums. 
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Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt danach, ob es noch Fragen oder Wortmeldungen zum 

vorliegenden Traktandum gebe. 

Es folgen keine Wortmeldungen aus der Versammlung. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 25. Juni 2025, die vorgeschlagene 

Teilrevision des § 44 in der Dienst- und Gehaltsordnung in Bezug auf die Ferien/Feiertage per 

01. Januar 2026 zu beschliessen. 

Beschluss 

Der Antrag vom Gemeinderat wird durch die Gemeindeversammlung mit grosser Mehrheit bei 

einer Gegenstimme und drei Enthaltungen beschlossen. 

Traktandum 3 Beschlussfassung Teilrevision Anhang 4 (Stellenplan) der 

Dienst- und Gehaltsordnung der Gemeinde Himmelried: 

Betreuungspersonal für Jugendkeller Himmelried 

Bericht des Gemeinderates 

Nachdem die bisherige private Trägerschaft das Angebot des Jugendkellers für Jugendliche im 

Alter zwischen 12 und 16 Jahren nicht mehr fortführen konnte, hat der Gemeinderat 

beschlossen, das Angebot vorläufig weiter zu finanzieren, damit es erhalten bleiben kann. Die 

Gemeinde hatte diese Kosten bereits zuvor in Form von Zuschüssen an die bisherige 

Trägerschaft getragen. 

Um den Jugendkeller für die genannte Altersgruppe dauerhaft zu sichern, mussentsprechendes 

Personal eingestellt werden. Für den Jugendkeller wird gegenwärtig eine/n Sozialpädagogen/-

in und eine/n Jugendsozialarbeiter/-in gesucht. Der Jugendkeller ist an jeweils zwei 

Freitagabenden pro Monat von 19.00 - 23.00 Uhr geöffnet. Als Ziel möchte der Gemeinderat 

einen sicheren und einladenden Raum für Jugendliche ab 12 – 16 Jahren schaffen und dabei ihre 

persönliche sowie soziale Entwicklung fördern. Gleichzeitig sollen die Betreuungspersonen für 

einen geordneten Betrieb des Jugendkellers sorgen. 

Pro Betreuungsperson geht der Gemeinderat von Kosten von CHF 6'000.00 pro Jahr aus 
(monatlich CHF 500.00, basierend auf einer zweiwöchentlichen Arbeitszeit von 5 Stunden pro 
Abend, inklusive 1 Stunde für die Vorbereitung). Gesamthaft würden also Kosten von 
CHF 12'000.00 entstehen. Gegenwärtig sind Gespräche mit Nachbargemeinden im Gang, die 
in Aussicht gestellt haben, sich an diesen Kosten zu beteiligen. 
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Entsprechend wird seitens des Gemeinderats der Gemeindeversammlung vorgeschlagen, das 

folgende Lemma neu in den Anhang 4 der DGO aufzunehmen: 

Anhang 4: Stellenplan 

Die Gemeinde stellt für die folgenden Funktionen je eine oder mehrere Personen im genannten 
Umfang an: 

Funktion Pensum 

[…] 

- Personal des Jugendkellers der Gemeinde (Betreuungspersonen) 0 – 20% 

(Das Pensum der Angestellten für den Jugendkeller kann sich auf beliebig viele Einzelpensen 
verteilen, wobei das Pensum aller Verantwortlichen für den Jugendkeller zusammen nicht mehr als 
20% einer Vollzeitstelle betragen darf.) 

[…] 

 

Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident stellt das Traktandum vor. Man komme nun zum Traktandum 3, das auf 

Seite 5 und den nachfolgenden Seiten in der Einladung zur Gemeindeversammlung zu finden 

sei. Dabei gehe es erneut um eine Änderung der Dienst- und Gehaltsordnung. Gemeinderätin 

Barbara Rösler habe ihn gebeten, dieses Traktandum zu vertreten, da sie erst später zur 

Versammlung dazustossen werde. Konkret gehe es um eine Anpassung des Stellenplans, wie 

auf der betreffenden Unterlage ersichtlich sei. Der Stellenplan zeige auf, welche Funktionen es 

in der Gemeinde gebe, also wer für welche Aufgaben zuständig bzw. angestellt sei. Aus den 

Unterlagen könne man entnehmen, dass vorgeschlagen werde, das Personal des Jugendkellers 

künftig direkt durch die Gemeinde anzustellen. Mit dem Begriff «Personal» sei dabei nicht 

gemeint, dass der Jugendkeller seine Eigenständigkeit verliere. Vielmehr solle dieser weiterhin 

eine Institution von Jugendlichen für Jugendliche bleiben. Für das Altersspektrum ab 16 Jahren 

verwalte sich der Jugendkeller weiterhin selbst; dort brauche es kein externes 

Betreuungspersonal, und der Gemeinderat wolle daran auch nichts ändern. Die Altersgruppe 

der 12- bis 16-Jährigen hingegen benötige entsprechend Betreuungspersonen. Bisher seien 

diese durch den Familienverein angestellt worden. Der Verein habe der Gemeinde jedoch 

mitgeteilt, dass er diese Aufgabe nicht länger wahrnehmen könne. In der Folge sei der Verein 

an den Gemeinderat gelangt und habe betont, dass eine Grundsatzentscheidung getroffen 

werden müsse: Entweder finde der Gemeinderat eine Lösung, oder das Angebot für die 

Jugendlichen unter 16 Jahren müsse eingestellt werden. Der Gemeinderat sei sich bewusst, 

dass dieses Angebot mitunter zu Lärm und Störungen in der Bevölkerung geführt habe, unter 

anderem deshalb, weil es auch von Jugendlichen ausserhalb des Dorfes genutzt werde. Es sei 

wichtig, die Disziplin unter den Jugendlichen im Auge zu behalten und bei Bedarf einzugreifen. 

Gleichzeitig vertrete der Gemeinderat die Auffassung, dass dieses Angebot für die genannte 

Altersgruppe notwendig sei. Abgesehen vom Sport sei es das einzige Freizeitangebot, das 

diesen jungen Menschen zur Verfügung stehe. Wie wichtig die Attraktivität der Gemeinde für 

junge Menschen sei, müsse an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt werden. 

Dem Bericht sei auch zu entnehmen gewesen, welche Kosten dadurch auf die Gemeinde 

zukämen. Es sei jedoch zu betonen, dass die Gemeinde dem Familienverein bereits bisher die 
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Kosten für die Betreuungspersonen des Jugendkellers vergütet habe – und zwar seit Beginn 

des Schuljahres 2024/25. Man wolle dieses Betreuungspersonal nun leicht aufstocken, unter 

anderem, um den Aussenbereich besser betreuen zu können. Der Betrag von CHF 12'000 

jährlich solle nicht unterschätzt werden. Doch wenn man bedenke, was mit diesem Geld für die 

Jugendlichen erreicht werden könne – insbesondere in diesem entscheidenden 

Lebensabschnitt – dann dürfe man mit Überzeugung sagen, dass damit viel bewirkt werde. Wie 

in der Einladung zur Gemeindeversammlung erwähnt, habe man auch die Nachbarsgemeinden 

angefragt, ob sie sich an den Kosten beteiligen würden. Die Rückmeldungen seien positiv 

ausgefallen. Natürlich müsse auch dort noch über die jeweiligen Budgets entschieden werden, 

aber der Gemeinderat gehe davon aus, dass die Gemeinde Himmelried nicht alleine für 

sämtliche Kosten werde aufkommen müssen. Um bei der Verteilung der Aufgaben flexibel zu 

bleiben, wolle man im Stellenplan nicht festhalten, wie viele Personen angestellt würden, 

sondern lediglich das maximale Gesamtpensum definieren. Dieses solle 20 % betragen. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt die Versammlung, ob es Wortmeldungen oder Fragen zum 

Traktandum gebe. 

Es folgen keine Wortmeldungen aus der Versammlung. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 25. Juni 2025, die vorliegende 

Teilrevision im Anhang 4: (Stellenplan) in Bezug auf die Funktion und das Pensum für das 

Personal des Jugendkellers der Gemeinde (Betreuungspersonal) per 01. August 2025 zu 

beschliessen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit zwei Gegenstimmen und zwei Enthaltungen die 

Annahme des Antrags. 

Traktandum 4 Beschlussfassung Statutenrevision des Zweckverbandes 

Sozialregion Thierstein 

Bericht des Gemeinderates 

Die aktuellen Statuten des Zweckverbandes Sozialregion Thierstein wurden im Jahr 2008 von 

den Mitgliedsgemeinden beschlossen. 

Die aktuellen Statuten des Zweckverbandes entsprechen mittlerweile nicht mehr den aktuellen 

gesetzlichen Vorgaben und sind hinsichtlich der Aufgaben und der Organisation des 

Zweckverbandes nicht mehr aktuell. Das zuständige Amt für Soziale Sicherheit des Kantons 
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Solothurn hat den Vorstand des Zweckverbandes explizit auf den Mangel der veralteten 

Statuten aus dem Jahr 2008 aufmerksam gemacht und erwartet, dass die Statuten zeitnah 

erneuert werden. Nach zwei Vernehmlassungsrunden bei den Gemeinden hat der Vorstand nun 

einen Vorschlag für überarbeitete Statuten vorgelegt. 

Im Wesentlichen sind bei der Statutenrevision die Definition der Aufgaben des Zweckverbandes 

angepasst worden sowie die Organisation und Befugnisse der Verbandsorgane des 

Zweckverbandes. Die Detailunterlagen bzw. Synopse zu den Statutenänderungen 2025 des 

Zweckverbandes Sozialregion Thierstein sind auf der Website der Gemeinde Himmelried zu 

finden und können dort heruntergeladen werden und liegen ebenfalls bei der 

Gemeindeverwaltung während der Einladungsfrist zur Gemeindeversammlung öffentlich auf. 

Der Gemeinderat erachtet die Überarbeitung der Statuten des ZSTH als sinnvoll und erwartet 

aus den geänderten Bestimmungen keine negativen Auswirkungen auf die Gemeinde 

Himmelried, weshalb er der Gemeindeversammlung beantragt, die revidierten Statuten des 

Zweckverbands Sozialregion Thierstein zu genehmigen. Gleichzeitig weist der Gemeinderat 

darauf hin, dass einige von ihm vorgeschlagenen Änderungen der Statuten vom Vorstand des 

ZSTH nicht in den vorliegenden Entwurf übernommen wurden. Der Gemeinderat hätte sich 

insbesondere bessere Transparenzregeln gewünscht, die es den Delegierten erlaubt hätten, 

Einsicht in alle Akten zu nehmen, insbesondere in die Sitzungsprotokolle des Vorstands. Der 

Gemeinderat ist der Auffassung, dass sich die Delegierten auf diese Weise umfassender hätten 

informieren können, was die Meinungsbildung an den Delegiertenversammlungen verbessert 

hätte. Die abweichende Haltung des Vorstands des ZSTH geht auf eine Rechtsunsicherheit 

zurück, die sich aus dem Gemeindegesetz ergibt, das zwar u.a. die Gemeindeversammlungen 

als öffentlich bezeichnet, aber die Delegiertenversammlungen der Zweckverbände nicht nennt. 

Aus diesem Grund ist auch Vorstoss im Kantonsrat hängig, wonach auch die 

Delegiertenversammlungen und Vorstandssitzungen der Zweckverbände öffentlich sein sollen. 

Der Gemeinderat wird dieses Thema weiter verfolgen und im Bedarfsfall einen erneuten Anlauf 

für eine diesbezügliche Verbesserung der Statuten nehmen. 

Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident stellt das Traktandum vor. Es gehe um die Statuten des 

Zweckverbands Sozialregion Thierstein. Der Gemeindepräsident habe selbst an der 

Vernehmlassung der Gemeinde zu diesem Thema mitgewirkt. Da es sich um ein eher juristisches 

Thema handle, hätten Gemeinderätin Nathalie Riggenbach und er vereinbart, dass er dieses 

Traktandum an diesem Abend vertrete. Ein Zweckverband werde jeweils dann gegründet, wenn 

mehrere Gemeinden eine Aufgabe gemeinsam besser lösen könnten. Die rechtliche Grundlage 

für einen solchen Verband bildeten jeweils die Statuten. Im Fall des Zweckverbands Soziale 

Dienste Thierstein seien diese im Jahr 2008 erstellt worden. Das kantonale Amt für Soziale 

Sicherheit habe den Vorstand mehrfach dazu aufgefordert, die Statuten zu aktualisieren, 

weshalb es nun zu einer Gesamtrevision komme. Die vollständige Vorlage sei auch auf der 

Homepage der Gemeinde Himmelried verfügbar gewesen. 

In der revidierten Vorlage gebe es Formulierungen, die modernisiert worden seien, sowie 

Bestimmungen, die neu, aber ohne grössere Auswirkungen auf die Gemeinde seien. Daneben 
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gebe es jedoch auch Änderungen, die die Gemeinde direkt beträfen. Auf diese wolle er sich im 

Vortrag beschränken. Es gehe dabei insgesamt um fünf Punkte. Die erste und wichtigste 

Änderung betreffe den § 6 der Statuten. Neu sei vorgesehen, dass Statutenänderungen mit 

einer Zweidrittelmehrheit der Verbandsgemeinden beschlossen werden könnten. Bisher habe 

Einstimmigkeit gegolten. Andere Zweckverbände hätten aufgezeigt, dass das 

Einstimmigkeitserfordernis zu Problemen führen könne, etwa wenn eine Gemeinde eine 

Änderung nicht rechtzeitig traktandiere. Modernere Statuten, wie etwa jene der Zweckverbände 

des Zentrums Passwang oder der Schule Gilgenberg, enthielten daher ein Mehrheitsprinzip 

oder eben eine Zweidrittelmehrheit. Da das übergeordnete kantonale Gemeindegesetz für 

wichtige Statutenänderungen weiterhin Einstimmigkeit verlange, sei dies kein Problem. In den 

Unterlagen sei auch ersichtlich, in welchen Fällen genau Einstimmigkeit weiterhin erforderlich 

sei, insbesondere bei finanziellen Auswirkungen, über die die Gemeinde nicht über ihren Kopf 

hinweg entscheiden lassen wolle. Die zweite Änderung finde sich in § 8. Dort sei neu geregelt, 

dass Gemeinden mit über 5'000 Einwohnerinnen und Einwohnern künftig Anspruch auf fünf 

Delegierte hätten. Diese Änderung sei auf Wunsch von Breitenbach aufgenommen worden, 

beträfe die Gemeinde Himmelried aber aktuell nicht. Auch Breitenbach habe Ende 2024 nur 

4'371 Einwohner gehabt; es werde also auch dort noch eine Weile dauern, bis die Grenze 

erreicht sei. Ebenfalls in § 8 sei neu festgehalten worden, dass sechs Verbandsgemeinden 

gemeinsam eine ausserordentliche Delegiertenversammlung verlangen könnten. Bisher sei dies 

gar nicht geregelt gewesen. Dieses Recht sei nun explizit festgeschrieben worden, da es in 

gewissen Situationen sinnvoll sei eine Delegiertenversammlung anberaumen zu können. Der 

§ 12 betreffe die Sozialkommissionen, also jene Gremien, die über einzelne Sozialhilfedossiers 

beraten und Beschlüsse fassen würden. Seit längerem bestehe das Problem, dass diese 

Kommissionen kaum mehr besetzt werden könnten. Die Subkommission Gilgenberg plus, in der 

die Gemeinde Himmelried durch Käthy Bühler vertreten sei, funktioniere zwar am besten, doch 

auch dort gebe es immer wieder Schwierigkeiten, genügend Mitglieder zu finden. Neu würden 

die Kommissionen daher zusammengelegt und die Subregionen seien nur noch paritätisch 

vertreten. Dies könne man bedauern, bilde aber die Realität ab. Es müssten genügend Personen 

bereit sein, diese Aufgabe zu übernehmen. Zudem sei der Handlungsspielraum zur Gewährung 

oder Ablehnung von Sozialhilfe in den letzten Jahren ohnehin deutlich kleiner geworden. 

Schliesslich enthalte noch § 27 eine weitere Änderung. Der Austritt aus dem Zweckverband 

werde den Mitgliedsgemeinden erleichtert. Neu sei dieser bereits nach zwei Jahren möglich, 

während bisher drei Jahre vorgesehen gewesen seien. Diese Statutenrevision bedürfe noch der 

Einstimmigkeit aller Verbandsgemeinden. Danach müsse auch der Regierungsrat zustimmen 

und das Inkrafttreten festlegen. In der Einladung sei auch festgehalten worden, dass man sich 

eine modernere Ausgestaltung des Statutenentwurfs gewünscht hätte. Insbesondere habe 

Gemeinderätin Nathalie Riggenbach mehrfach betont, dass moderne Transparenzregeln in 

solche Statuten gehörten. Der Zweckverband sei in dieser Hinsicht inzwischen von der 

kantonalen Politik überholt worden. Im Kantonsrat liege ein Antrag der FDP-Fraktion vor, der 

fordere, dass sowohl Vorstandssitzungen als auch Delegiertenversammlungen öffentlich sein 

sollen. Dieser Antrag hätte eigentlich bereits in der Junisession behandelt werden sollen, sei 

aber erneut verschoben worden. Nun auf den 2. Juli 2025. Er scheine aber weitgehend 

unbestritten zu sein, sodass mit einer Umsetzung der Transparenzregeln zu rechnen sei. Auch 
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die Finanzen des Zweckverbands Sozialregion Thierstein gäben Anlass zur Sorge. Ein Punkt, 

den Gemeinderätin Nathalie Riggenbach ebenfalls wiederholt angesprochen habe. Man habe 

auch im Wochenblatt lesen können, dass sich die Gemeinde vom Vorstand wünsche, im Rahmen 

der kommenden Budgets aufzuzeigen, wie die Kosten stabilisiert werden könnten. Dieses 

Thema müsse weiterhin verfolgt werden. Nichtsdestotrotz sei man der Ansicht, dass sich aus 

der Statutenrevision keine negativen Auswirkungen für die Gemeinde ergäben. Aus diesem 

Grund beantrage man die Annahme der revidierten Statuten. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt die Versammlung, ob es Wortmeldungen oder Fragen zum 

Traktandum gebe. 

Joëlle Neuhaus kommt darauf zu sprechen, dass es gemäss einem Bericht im Wochenblatt in 

der Delegiertenversammlung Diskussionen bezüglich der Statutenrevision gegeben habe. Sie 

fragt, ob es sich dabei um dieselben Statuten handle, welche an der Delegiertenversammlung 

behandelt worden seien. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin antwortet, dass es sich dabei um die gleichen Statuten 

handle. Die Delegiertenversammlung habe beschlossen, sie den Gemeindeversammlungen 

vorzulegen. Der Gemeinderat habe sich deshalb dazu entschieden, die Statutenrevision wie die 

anderen Mitgliedsgemeinden der Gemeindeversammlung vorzulegen. 

Joëlle Neuhaus fragt nach, ob der Gemeinderat ursprünglich nicht mit der Statutenrevision 

einverstanden gewesen sei. 

Daniel Stehlin bestätigt, dass dies der Fall gewesen sei. Aufgrund des Beschlusses der 

Delegiertenversammlung des Zweckverbandes müsse der Gemeinderat der 

Gemeindeversammlung das Geschäft aber zur Abstimmung vorlegen. Wie bereits erwähnt, 

hätte sich der Gemeinderat zwar weitergehende Änderungen gewünscht, weil die vorliegende 

Statutenrevision für die Gemeinde Himmelried aber unproblematisch seien, empfehle sie der 

Gemeinderat zur Annahme. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, die revidierten Statuten des 

Zweckverbands Sozialregion Thierstein zu genehmigen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit zwei Gegenstimmen und drei Enthaltungen den 

Antrag des Gemeinderates. 

Traktandum 5 Kenntnisnahme von vier Nachtragskrediten für gebundene 

Kosten in der Erfolgsrechnung 
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Bericht des Gemeinderates 

An der Gemeindeversammlung sind dem Stimmvolk die folgenden, gebundenen 

Nachtragskredite zur Kenntnisnahme vorzulegen, weil die Budgetüberschreitung mehr als CHF 

20'000.00 beträgt (Gemeindeordnung, § 20 lit. b) Ziff. 2 und 3): 

Konto Bezeichnung Budget CHF Ausgaben 

CHF 

Nachtragskredit 

CHF 

2136.3612.01 
Beitrag an Schule 

Gilgenberg 
876'530.00 926'529.00 49'999.00 

4120.3632.00 
Stationäre 

Pflegekostenbeiträge 
168'000.00 203’054.00 35'054.00 

5320.3631.00 
Ergänzungsleistungen 

zur AHV 
321'000.00 343'075.00 22'075.00 

9100.3181.10 
Tatsächliche 

Steuerverluste 
25'000.00 64'809.00 39'809.00 

 

Begründung Kreditüberschreitung „Beitrag Schule Gilgenberg“ 

Aufgrund der verspätet eingetroffenen Jahresrechnung des Zweckverbandes Schule 

Gilgenberg musste der Gemeinderat eine Annahme für die Jahresrechnung 2024 treffen. Die 

verbuchten Mehrkosten fallen buchhalterisch in der Jahresrechnung 2024 an. Diese im Jahr 

2024 verbuchten Mehrkosten werden in der Jahresrechnung 2025 buchhalterisch wieder 

korrigiert. Nach der zwischenzeitlich eingetroffenen provisorischen Rechnung des 

Zweckverbands, wird die Jahresrechnung 2025 voraussichtlich erfreulicherweise in einem 

namhaften Umfang entlastet. 

Begründung Kreditüberschreitung „Stationäre Pflegekostenbeiträge“ 

Die Anteile, welche die Gemeinden an den stationären Pflegekosten übernehmen müssen, 

werden durch den Regierungsrat festgelegt. Diese fielen im Jahr 2024 insgesamt höher aus. 

Dies trifft somit auch die Gemeinde Himmelried. 

Begründung Kreditüberschreitung „Ergänzungsleistungen zur AHV“ 

Auch die Anteile der Ergänzungsleistungen zur AHV, die auf die Gemeinden entfallen, werden 

mittels eines Regierungsratsbeschlusses festgelegt. Weil die Ergänzungsleistungen insgesamt 

stiegen, war auch die Gemeinde Himmelried von dieser Kostensteigerung betroffen. 

Begründung Kreditüberschreitung „Tatsächliche Steuerverluste“ 

Die Gemeinde hatte höhere Steuerausfälle (Verlustscheine) zu beklagen als vorhersehbar. Die 

Höhe des Steuerverlustes bezieht sich auf die erhaltenen Verlustscheine vom Betreibungsamt. 
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Vorstellung Traktandum 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin stellt das Traktandum vor. Es gehe um dringliche 

Nachtragskredite, wie man ab der Seite 7 der Einladung nachlesen könne. Von einem dringlichen 

Nachtragskredit spreche man immer dann, wenn Ausgaben vom Budget abwichen, die 

Gemeinde jedoch gezwungen gewesen sei, diese Ausgaben zu tätigen. Im Fall der vier 

betreffenden Positionen handle es sich um sogenannte gebundene Kosten, also Ausgaben, die 

aufgrund gesetzlicher Vorgaben oder anderer rechtlicher Verpflichtungen geleistet werden 

müssten. Bei der ersten Position, dem Beitrag an die Schule Gilgenberg, sei es so gewesen, 

dass zum Zeitpunkt des Abschlusses der Jahresrechnung noch nicht bekannt gewesen sei, wie 

hoch der effektiv zu zahlende Betrag an den Zweckverband Schule Gilgenberg für das Jahr 

2024 ausfalle. Man habe daher eine Annahme getroffen und rund 50’000 Franken abgegrenzt. 

Inzwischen liege der provisorische Jahresabschluss der Schule Gilgenberg vor, und es sehe 

danach aus, dass man zu pessimistisch kalkuliert habe und voraussichtlich sogar Geld 

zurückerhalte. Dieser Rückfluss könne zwar nicht mehr in der Rechnung 2024 berücksichtigt 

werden, entlaste dafür aber die Rechnung 2025, was ebenfalls erfreulich sei. Die stationären 

Pflegekosten seien ein klassisches Beispiel für gebundene Kosten. Wenn Pflege benötigt werde, 

müsse sichergestellt sein, dass sie auch tatsächlich gewährleistet werde, unabhängig vom 

Budgetstatus. Diese Beiträge könnten allerdings stark schwanken, jenachdem, wie viele 

Personen konkret auf Pflege angewiesen seien. In diesem Fall habe es gegenüber der 

kantonalen Schätzung, auf deren Basis das Budget erstellt worden sei, Mehrkosten von rund 

35’000 Franken gegeben. Ähnlich verhalte es sich bei den Kosten für die Ergänzungsleistungen 

zur AHV. Auch hier sei die Gemeinde verpflichtet, ihren Anteil an den Gesamtkosten zu 

übernehmen. Der Kanton ermittle die Gesamtkosten und berechne den jeweiligen Anteil der 

Gemeinden. Aufgrund gestiegener Gesamtkosten sei auch der Beitrag der Gemeinde um rund 

22’000 Franken höher ausgefallen als ursprünglich budgetiert. Bei der vierten Position handle 

es sich um deutlich höhere Steuerausfälle als erwartet. Auch dies sei ein Bereich, den die 

Gemeinde nicht direkt beeinflussen könne. Wenn Steuerrechnungen nicht beglichen würden, 

leite die Finanzverwalterin zwar alle nötigen Schritte ein. Führe jedoch eine Pfändung zu keinem 

Ergebnis, etwa, weil die betroffene Person keine Vermögenswerte habe, erhalte die Gemeinde 

einen Verlustschein und müsse den entsprechenden Betrag als Steuerverlust abschreiben. Der 

Gemeinderat wolle darauf hinweisen, dass das Gesetz vorsehe, dringliche Nachtragskredite 

lediglich zur Kenntnisnahme vorzulegen. Da es sich um gebundene Kosten handle, habe die 

Gemeinde keinerlei Handlungsspielraum gehabt und habe die Rechnungen freigeben müssen. 

Entsprechend werde zu diesem Geschäft kein Antrag gestellt und es finde auch keine 

Abstimmung statt. 

Diskussion 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Versammlung, ob sich jemand zum Traktandum 

äussern möchte oder Frage habe. 

Es folgen keine Wortmeldungen aus der Versammlung. 

Traktandum 6 Zur Kenntnisnahme dringlicher Nachtragskredit von CHF 

35'751.00 „Reservoir Bertelweg Neubau“ in der 
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Investitionsrechnung  

Bericht des Gemeinderates 

Gemäss § 146 Abs. 2 des Gemeindegesetzes kann der Gemeinderat einen dringlichen 

Nachtragskredit bewilligen, wenn die Mehrausgabe nicht voraussehbar war sowie notwendig 

und unaufschiebbar ist, selbst wenn die Nachtragskreditkompetenz bei der 

Gemeindeversammlung liegt. Der dringliche Nachtragskredit ist der Gemeindeversammlung zur 

Kenntnis zu bringen. 

Dringlicher Nachtragskredit „Reservoir Bertelweg Neubau“: 

Konto Bezeichnung Budget CHF Ausgaben CHF Nachtragskredit 

CHF 

7101.5041.01 
Reservoir Bertelweg 

Neubau 
750'000.00 785'751.00 35'751.00 

 

Begründung dringlicher Nachtragskredit „Reservoir Bertelweg Neubau“ 

Die Kosten für den Bau des Reservoirs fielen insgesamt höher aus als 2024 budgetiert. Die 

Begründung der Dringlichkeit des Nachtragskredites lässt sich dahingehend begründen, dass 

die Kosten in einer Phase des Neubaus anfielen, in der das Projekt nicht mehr hätte angehalten 

werden können. 

Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident kommt kurz darauf zu sprechen, dass es in diesem Traktandum um 

einen dringlichen Nachtragskredit im Zusammenhang mit dem inzwischen abgeschlossenen 

Neubau des Wasserreservoirs gehe. Das Geschäft finde man ab der Seite 8 in der Einladung 

zur Gemeindeversammlung. Das Geschäft werde vom zuständigen Gemeinderat und 

Ressortleiter Giovanni Adornetto vorgestellt. 

GR Giovanni Adornetto stellt der Gemeindeversammlung das Traktandum kurz vor. Er begrüsst 

die Anwesenden. Wie jedermann wisse, sei ein Bauprojekt immer mit Kosten verbunden. Man 

habe die Kosten aufgrund von verschiedenen Faktoren nicht einhalten können. 

Diskussion 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Versammlung, ob sich jemand zum Traktandum 

äussern möchte oder Frage habe. 

Thomas Lehmann fragt, was die Mehrkosten konkret generiert habe. Dies habe man in den 

Unterlagen nicht lesen können. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto erläutert, dass dieses Geschäft mit dem nächsten Traktandum 

zusammenhänge und dieses eine bessere Übersicht verschaffe. Die Antworten könne der 

Gemeinderat dort liefern.  
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Gemeindepräsident Daniel Stehlin teilt mit, dass die zweigeteilte Traktandierung des Geschäfts 

am Anfang auch für ihn selbst verwirrend gewesen sei. Er fragt, ob das vorgehen so in Ordnung 

sei, wenn die Frage mit dem nachfolgenden Traktandum beantwortet würde. 

Thomas Lehmann sieht sich mit dem Vorgehen einverstanden. 

Der Gemeindepräsident erläutert die gesetzliche Vorgaben zum dringlichen Nachtragskredit. 

Ratsmitglied Giovanni Adornetto habe dargelegt, warum die Ausgabe dringend gewesen sei und 

weshalb kein ordentlicher Nachtragskredit habe gestellt werden können. Er betont, dass er dies 

an jeder Gemeindeversammlung wiederhole, wenn über dringliche Nachtragskredite 

gesprochen werde. Ein vom Gemeinderat beschlossener dringlicher Nachtragskredit bedeute 

nicht einfach, dass sich der Gemeinderat die Rolle des Budgetgebers anmasse. Ein solcher 

Kredit könne nur unter bestimmten Voraussetzungen freigegeben werden. Falls jemand nun 

behaupte, dass der Gemeinderat so nicht hätte handeln dürfen, weise er darauf hin, dass der 

Gemeinderat für seine Entscheide auch einer zivil- und strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

unterliege. Im Extremfall müsste der Gemeinderat sich vor einem Gericht verantworten, auch 

wenn er hoffe, dass es nie so weit komme. Da dringliche Nachtragskredite von der 

Gemeindeversammlung lediglich zur Kenntnis genommen würden, gebe es in diesem Fall keinen 

Antrag des Gemeinderats. Aus demselben Grund habe er auch die Frage nach dem Eintreten 

nicht gestellt, und es finde keine Abstimmung über dieses Geschäft statt. 

Traktandum 7 Beschlussfassung Nachtragskredit für den Neubau Reservoir 

Bertelweg von CHF 250‘000.00 

Bericht des Gemeinderates 

Der Gemeinderat hat von der Gemeindeversammlung einen Gesamtinvestitionskredit in der 

Höhe von CHF 1'700'000.00 für die Projektierung sowie den Neubau des Reservoirs Bertelweg 

in der Investitionsrechnung bewilligen lassen. 

Die Ausgaben in der Investitionsrechnung belaufen sich nach aktuellem Stand auf 

CHF 1'918'140.00 und liegen somit über dem ursprünglichen Investitionskredit von 

CHF 1'700'000.00. Aufgrund dessen wird ein Nachtragskredit in der Höhe von 

CHF 250'000.00 (beinhaltet den oben erwähnten Kredit) bei der Gemeindeversammlung 

beantragt. Allerdings werden auch noch Subventionen der Solothurnischen 

Gebäudeversicherung in der Höhe von CHF 220'000.00 erwartet. Die Gründe für die 

Mehrkosten werden nachfolgend dargelegt. 

Werkleitungen 

Bei den Werkleitungen kam es zu einer deutlichen Kostenüberschreitung, die sich 

zusammenfassend wie folgt darstellt: 

➢ Die Preise bei der Submission (Baumeisterarbeiten) waren bedeutend höher als im 

Kostenvoranschlag ausgewiesen. Dies ist auf die Teuerung der Baumaterialen im Jahr 

2022 zurückzuführen. Diese lag zwischenzeitlich über 60%. 

➢ Die Entsorgungskosten durch die vorhandenen Belastungen des Bertelwegs waren 

massgeblich höher als im Bauprojekt angenommen. 
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➢ Aufgrund einer möglichen Erosion beim Leitungsgraben im Bertelweg musste ein 

provisorischer Belag statt Schroppen eingebaut werden. 

➢ Zusätzliche Aufwendungen durch die Koordination infolge der Probleme im Bereich der 

Baustelle für ein Einfamilienhaus waren erforderlich. 

Reservoir 

Die Kostenüberschreitung beim Reservoir sind im Wesentlichen auf folgende Faktoren 

zurückzuführen: 

➢ Mehr Felsabtrag beim Aushub als im Bauprojekt angenommen. 

➢ Erhöhung und Verlängerung der Stützmauer, um eine Erosion im Böschungsbereich zu 

verhindern. 

➢ Die Gebäudeversicherung verlangte zur Beitragszusicherung ein Löschkonzept. Dieses 

wurde von der Oberbauleitung erstellt und durch den Steuerungsbauer umgesetzt. 

➢ Die submittierten Stundenansätze für die Ingenieurleistungen fielen aufgrund der 

generellen Auslastung hoch aus. 

 

Vorstellung Traktandum 

Gemeinderat Giovanni Adornetto stellt das Traktandum vor. Nun komme man nun zum Detail 

des Bauablaufs. Wie man der Einladung entnehmen könne, hatte der Bau zwei wichtige Phasen. 

Die Werkleitungen und der eigentliche Bau des Reservoirs. Beim Start des Baus sei man noch 

von der Coronapandemie und deren Nacheffekten betroffen gewesen. Dies habe zu 

Teuerungen und höheren Bauindexen geführt, was Mehrkosten verursacht habe für den 

Neubau. Man habe ausserdem Probebohrungen im Boden durchführen müssen, da bestimmte 

Substanzen nachgewiesen werden konnten, so habe man ein entsprechendes 

Entsorgungskonzept ausarbeiten müssen und habe dieses auch umsetzen müssen. Dies habe 

entsprechend Mehrkosten generiert. Weiter habe eine unvorhersehbare Hangsicherung zu 

einem Baustopp geführt und ebenfalls Mehrkosten generiert. Aufgrund weiterer Bauprojekte 

Dritter, die man habe koordinieren müssen, entstanden Koordinationsaufwendungen seitens der 

Bauleitung. Beim eigentlichen Bau des Reservoirs musste festgestellt werden, dass der Grund 

sehr felsig gewesen sei. Dies führte dazu, dass ein Teil des Berges vor Ort abgespitzt werden 

musste und das Gestein habe man abtransportieren müssen. Ebenfalls habe man in diesem 

Bereich Felsen mit Stützmauern sichern müssen, um Steinschläge zu verhindern. Weiter sei es 

zu weiteren komplizierte Organisationsaufwendungen und Kommunikationen mit der Bauleitung 

gekommen, resp. es sei mehr Kommunikation notwendig gewesen. Man könne aber durchaus 

sagen, dass die Gemeinde mit einem blauen Auge davongekommen sei. 

Zur Erklärung führt der Gemeindepräsident noch aus, dass mit dem vorangegangenen Geschäft 

die dringlichen Ausgaben genehmigt worden seien, die im letzten Jahr für das Wasserreservoir 

hätten getätigt werden müssen und den für das Jahr 2024 budgetierten Betrag überschritten 

hätten. Hier gehe es also um die Ausweitung des Budgetkredits für das gesamte Projekt. In den 

CHF 250'000 seien die rund CHF 35'000 enthalten, über die zuvor informiert worden sei. Dieser 

Betrag entspreche den Mehrkosten, die das Reservoir am Ende gegenüber der ursprünglichen 

Planung verursacht habe. Da das Reservoir jedoch erst im laufenden Jahr fertiggestellt worden 
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sei, betreffe ein Teil dieser Kosten auch erst die Rechnung 2025. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt die Versammlung, ob es Wortmeldungen oder Fragen zum 

Traktandum gebe und möchte zunächst wissen, ob Frage von Herrn Thomas Lehmann so 

beantwortet sei. 

Thomas Lehmann antwortet, dass er mit der Antwort zufrieden sei. Er fragt aber, ob das 

Bauprojekt im wesentlichen wirklich teurer gekommen sei, wenn man die Subventionen noch 

berücksichtigen würde. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin antwortet, dass die Überschreitung des Investitionskredits 

leider unter Berücksichtigung der Beiträge der Gebäudeversicherung gerechnet worden sei. 

Man sei wirklich CHF 250'000.00 über dem budgetierten Projekt. 

Carola Schilling fragt, welche Substanzen man habe entsorgen müssen. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto antwortet, dass im Boden natürliche chemische Substanzen 

entstehen könnten. Dabei handle es sich zum Beispiel um natürliches Arsen. 

Sandra von Dach fragt, ob man nicht schon vorher Probebohrungen durchgeführt habe. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto antwortet, dass man diesen Weg für den Einbau der 

Werkleitungen sowieso habe gehen müssen. Deswegen habe man keine Probebohrungen 

vorher durchgeführt. So habe man entsprechend Kosten vermeiden wollen, die gar nicht 

notwendig gewesen wären. 

Wendelin Hänggi fragt, ob der Bertelweg noch saniert werde. im unteren Teil des Weges habe 

dieser aufgrund des Bauprojekts entsprechend gelitten und sei ein wenig schief geraten. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto antwortet, dass diese Feststellung korrekt sei. Man habe sich 

aber dazu entschieden, den Bertelweg nicht mit demselben Projekt, sondern erst später zu 

sanieren. 

Wendelin Hänggi antwortet, dass man den Weg hätte begradigen können, indem man ein wenig 

mehr Teer von ca. 15cm hinzugefügt hätte. Wendelin Hänggi fragt zusätzlich, wie es mit dem 

Steilhang beim neuen Einfamilienhaus weitergehe. Wenn dort jemand hinunterfalle mit dem 

Fahrzeug gebe es bestimmt Probleme. 

Giovanni Adornetto antwortet, dass dieses Thema den Gemeinderat lange beschäftigt habe. 

Zuerst habe die Eigentümerschaft den dortigen Hang sichern müssen, damit die Strasse nicht 

abrutsche. 

Hänggi Wendelin teilt mit, dass er eigentlich darauf hinaus wollte, wieso die Bauzone so nahe an 

dieser Strasse liege. 
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Giovanni Adornetto antwortet, dass er diese Frage nicht beantworten könne, da die 

Überlegungen zur Feststellung der Bauzone an dieser Stelle nicht vorliegen würden. 

Wendelin Hänggi antwortet, dass er diesen Umstand nachvollziehen könne. 

Thomas Lehmann fragt den Gemeinderat, dass er in der Einladung habe lesen können, dass es 

zu Mehrkosten gekommen sei. Er wolle wissen, welche Lehren der Gemeinderat aus dieser 

Geschichte habe ziehen können. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto antwortet, dass er selbst viel aus diesen Bauphasen gelernt 

habe. Er antwortet, dass er vor vier Jahren dazu kam und das Projekt bereits in der Vorphase 

gewesen sei. Er teilt mit, dass man immer Vorproben, Bohrungen etc. vornehmen könne. Dies 

generiere hingegen ebenfalls Kosten. Dies möchte man vermeiden, wenn dies nicht notwendig 

sei. Während solchen Herausforderungen habe man das Risiko, dass man evtl. unter dem Kredit 

liegen könne oder eben darüber. Man könne sich so gut wie möglich vorbereiten, und die 

entsprechenden Entschlüsse ziehen. Ein gewisses Restrisiko bleibe aber hingegen. 

Thomas Lehmann ist mit der Antwort zufrieden. Es sei natürlich kein persönlicher Angriff. Seiner 

Meinung nach sollte ein Ingenieurbüro solche Dinge aber bereits wissen. 

Helen Gianola kommt darauf zu sprechen, dass sie in den Unterlagen festgestellt habe, dass es 

eine Diskrepanz von CHF 100'000.00 gebe, welche sie nicht nachvollziehen könne. In der 

Investitionsrechnung sei lediglich ein Kredit von rund 1.6 Millionen Franken genannt. So stelle 

sich die Frage, ob der Kredit schon einmal erhöht wurde. 

Gemeinderat David Ammann teilt mit, dass für das Projekt zwei Tranchen für die Projektierung 

vorgesehen gewesen seien, die in der Investitionsrechnung separat ausgewiesen waren. Dies 

sei in den Unterlagen aber nicht mehr ersichtlich und führe zu dieser Diskrepanz. 

Patrick Kuonen kommt darauf zu sprechen, dass im Jahr 2018 in einem Bericht festgestellt 

worden sei, dass im Boden in der Gemeinde Himmelried immer wieder Arsen auftauche. 

Müssten nun bei jedem Bauvorhaben durch Private ebenfalls Probebohrungen vorgenommen 

werden. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto antwortet, dass die Gemeinde bei einem Bau dazu verpflichtet 

sei, entsprechend zu handeln und Probebohrungen vorzunehmen. 

Gemeinderat David Ammann teilt mit, dass man dies auch bei der Sanierung der 

Kaltbrunnentalstrasse habe machen müssen. Dies sei üblich bei Strassensanierungen. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Nachtragskredit in der Höhe von 

CHF 250'000.00 zu bewilligen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit einer Gegenstimme den Antrag des Gemeinderates 

zu beschliessen. 

Traktandum 8 Beschlussfassung Nachtragskredit für die Orts- und 
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Zonenplanung von CHF 60‘000.00 

Bericht des Gemeinderates 

Der Gemeinderat hat von der Gemeindeversammlung einen Investitionskredit inklusive 

anschliessenden Nachtragskrediten in der Höhe von CHF 293'443.00 in der 

Investitionsrechnung für die Ortsplanungsrevision bewilligen lassen. 

Die Ausgaben in der Investitionsrechnung belaufen sich nach aktuellem Stand auf CHF 

316'393.00 und liegen somit über dem ursprünglichen Investitionskredit (inkl. 

Nachtragskrediten) von CHF 293'443.00. Weil das Projekt insgesamt noch nicht abgeschlossen 

ist, wird der Gemeindeversammlung ein Nachtragskredit in der Höhe von CHF 60'000.00 

beantragt. Die Mehrkosten lassen sich nachfolgend begründen. 

Die Kosten für die Revision der Ortsplanung sind gegenüber der ursprünglichen Offerte vom 

Frühjahr 2018 in der Summe bedeutend höher ausgefallen als damals vom beauftragten 

Planungsbüro berechnet. Der Gemeinderat ist darüber nicht erfreut, ist sich aber auch bewusst, 

dass die Kosten seitens der Gemeinde nicht direkt beeinflusst werden konnten. Der Grund für 

die Mehrkosten liegt nicht allein in der Unschärfe der Planung auf so lange Zeit, sondern zur 

Hauptsache in den zahlreichen neuen oder geänderten Anforderungen des kantonalen Amtes 

für Raumplanung ARP an die Ortsplanung von Himmelried. Auch mit dem 2. Vorprüfungsbericht 

wurden früher getroffene und für verbindlich erklärte Entscheide wieder geändert. Dies führte 

erneut zu zeitlichen Verzögerungen, massivem Mehraufwand und Mehrkosten für unsere 

Gemeinde. Der Gemeinderat ist in dieser Angelegenheit deshalb beim Regierungsrat vorstellig 

geworden. Mit der öffentlichen Auflage sind die grössten Hürden nun allerdings überwunden. 

Umfang und Ausmass allfälliger Einsprachen oder Beschwerden können freilich noch 

zusätzlichen zeitlichen und finanziellen Aufwand bedeuten. 

Vorstellung Traktandum 

Gemeinderat Urs Meier stellt das Traktandum vor. Auch wenn sich der Gemeinderat schon 

mehrfach zu den Kosten der Ortsplanungsrevision geäussert habe, hätten sich die Gründe für 

die Ausgabensteigerung nicht geändert. Der Text in der vorliegenden Einladung zur 

Gemeindeversammlung fasse dies gut zusammen. Die Gemeinde habe den Prozess vor 7 

Jahren angestossen. Dannzumal sei geklärt worden, wohin die Reise gehe und wie viel dabei an 

Kosten anfallen könne. Natürlich sei eine Unschärfe in der Planung vorhanden gewesen, aber 

der Kostentreiber sitze in Solothurn und nicht hier in Himmelried. Das Amt für Raumplanung und 

das Amt für Wald, Jagd und Fischerei hätten sich extrem tief in die Ortsplanungsrevision 

eingebracht. Die Folge davon seien zahlreiche Änderungen, neue Forderungen, Beurteilungen 

usw. gewesen. So seien z.B. die Waldfeststellungen zu nennen. 3 Kreisförster seien daran 

beteiligt gewesen, das Geometerbüro habe entsprechend jeweils Pläne erstellen müssen, was 

alles Kosten verursacht habe. Jammern bringe an dieser Stelle nichts. Der Gemeinderat könne 

es nicht ändern. Trotzdem habe der Gemeinderat einen Protestbrief an die zuständige 

Regierungsrätin versendet, um auf die Situation aufmerksam zu machen. Weiter sei darauf 

hinzuweisen, dass die Stundenansätze von Planungsbüro, Geometer und anderen Fachleuten 

entsprechend hoch ausfielen. Dies summiere sich über die Jahre. Das Schlimmste für den 

Gemeinderat und die Kommission sei dabei, dass die Kosten nicht direkt beeinflussbar seien. 
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Einmal angestossen, nehme der Prozess danach seinen Lauf. Man sei aber nun auf der 

Zielgeraden und müsse die eingegangenen Einsprachen behandeln. Die letzte Revision sei vor 

23 Jahren abgeschlossen worden und habe 8 Jahre gedauert, wovon alleine 2 Jahre für die 

Einsprachen der Einsprachen draufgingen. Wenn man sich die allgemeine Stimmung Behörden 

gegenüber ansehe und spüre, dann sei es zumindest nicht unwahrscheinlich, dass der 

Gemeinde bis zum Inkrafttreten der Ortsplanung noch ein steiniger Weg bevorstehe. Jede 

einzelne Einsprache müsse fachlich beurteilt und ganz am Schluss juristisch geprüft und eine 

Antwort formuliert werden. Aber das Geld dafür brauche die Gemeinde, da man die Einsprachen 

behandeln müsse. 

Gemeinderat Urs Meier beendet seine Erläuterungen zum Traktandum. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt die Versammlung, ob es Wortmeldungen oder Fragen zum 

Traktandum gebe. 

Thomas Lehmann fragt ironisch, ob der Gemeinderat sich nicht etwa wünschen würde, dass die 

Gemeindeversammlung den Nachtragskredit ablehnen solle. 

Die Anwesenden steigen in ein Gelächter ein, aufgrund der ironisch gemeinten Aussage von 

Herrn Lehmann. 

Es folgen keine weiteren Wortmeldungen aus der Versammlung. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Nachtragskredit in der Höhe von 

CHF 60'000.00 zu bewilligen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst bei 5 Enthaltungen den vorliegenden Antrag des 

Gemeinderates. 

Traktandum 9 Genehmigung der Verwaltungsrechnung 2024 der Gemeinde 

Himmelried 

 Beschlussfassung über: 

• die Erfolgsrechnung 

• die Bestandesrechnung (Bilanz) per 31.12.2024 

• die Investitionsrechnung 

• den Bericht der Rechnungsprüfungskommission 
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Bericht des Gemeinderates 

Eckwerte Jahresrechnung 2024 

Die Jahresrechnung 2024 der Gemeinde Himmelried schliesst vor Ergebnisverteilung mit einem 

Ertragsüberschuss von CHF 687'457.85 ab (2023: CHF 539'061.62; 2022: CHF 418'665.01; 

2021: CHF 1'916'993.09; 2020: CHF 221'876.74). Budgetiert war ein Aufwandüberschuss von 

CHF 148'960.00. 

In vergangenen Jahren wurden positive Jahresergebnisse jeweils ohne besondere 

Zweckwidmung dem Eigenkapital zugeschlagen. Für das Jahr 2024 wird der 

Gemeindeversammlung vorgeschlagen, eine Vorfinanzierung zu Gunsten der Schulhaus- und 

MZH-Sanierung zu bilden. Auch diese Reserve zählt in der Bilanz zum Eigenkapital, kann aber 

nur für Abschreibungen der Schulhausanlage verwendet werden. Das Eigenkapital der 

Gemeinde als Ganzes steigt somit vom Stand von CHF 7'530'362.05 Ende 2023 auf CHF 

8'200'815.42 Ende 2024 (Ende 2022 lag es bei CHF 7'011'739.67). 

Herkunft und Verbesserung gegenüber dem Budget 

Die grossen Abweichungen findet man vor allem bei den Steuererträgen. Werden die Vorbezüge 

für das Jahr 2024, die Steuern aus Vorjahren und die Sondersteuern zusammengezählt, 

ergeben sich daraus Mehrerträge in Höhe von fast CHF 700'000.00. Zu bedenken ist jedoch, 

dass die Vorbezüge aufgrund unserer Delegation des Steuerbezugs durch die kantonale 

Steuerverwaltung berechnet werden und eher optimistisch kalkuliert zu sein scheinen. Es ist 

deshalb möglich, dass sich anhand der definitiven Veranlagungen in Folgejahren Korrekturen 

ergeben. 

Auch die Aufwandkonti haben zu einem gegenüber dem Budget besseren Jahresergebnis 

beigetragen, indem die Ausgaben gesamthaft leicht unter dem Budget blieben. Im Einzelnen 

erklärt sich die nach dem Abzug der Steuermehreinnahmen verbleibende Differenz zwischen 

dem Jahresergebnis und dem Budget 2024 aus einer Vielzahl von Einzelposten, die keinen 

eindeutigen Schwerpunkt aufweisen. 

Entwicklung des Ertrags-/Aufwandüberschusses 

Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung des Jahresergebnisses innerhalb der letzten 21 Jahre, 

wobei für das Jahr 2021 das Ergebnis aus Finanzierung bewusst unberücksichtigt blieb, dort 

also (als einziges Jahr) das betriebliche Ergebnis eingesetzt wurde (grau markiert). Dies liegt 

daran, dass im Jahr 2021 Sondereffekte aus Finanzierung (Neubewertung des 

Finanzvermögens infolge Umstellung auf das Rechnungslegungsmodell HRM II) die 

Vergleichbarkeit des Jahresergebnisses unmöglich machen. 
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Bilanz 

Wie eingangs bereits erwähnt, stieg das Eigenkapital unserer Gemeinde während des Jahres 

2024 von CHF 7'530'362.05 auf CHF 8'200'815.42. Das Eigenkapital beinhaltet eine 

finanzpolitische Reserve in Höhe von CHF 250'000.00, vorbehältlich des Beschlusses der 

Gemeindeversammlung eine Vorfinanzierung in der Höhe von CHF 500'000.00 und das 

jeweilige Eigenkapital (resp. den Bilanzfehlbetrag) der Spezialfinanzierungen. Die folgende 

Grafik zeigt die Entwicklung des Eigenkapitals seit dem Jahr 2011: 

 

 

Im Jahr 2024 ist es gelungen, für die beträchtliche Investitionstätigkeit aus eigenen Mitteln, also 

ohne die Aufnahme neuen Fremdkapitals, aufzukommen. Letzteres beläuft sich stabil auf CHF 

1'200'000.00. Allerdings haben sich die flüssigen Mittel (im Wesentlichen Bank- und 

Postkontoguthaben) im vergangenen Jahr um CHF 364'562.09 auf CHF 1'206'845.05 

vermindert. Die folgende Grafik illustriert die Entwicklung der langfristigen Darlehen während 

der letzten Jahre: 

 

Verlauf der Nettoverschuldung 

Auch bei der Nettoverschuldung zeigt sich die sehr positive Entwicklung, die bereits am Ende 

der Erläuterungen zur Bilanz zuvor aufgezeigt wurde. Anders als noch im Finanzplan 2025-2029 

prognostiziert, hat die Nettoverschuldung im Jahr 2024 nicht zugenommen. Bekanntlich ist die 

Nettoschuld pro Einwohnerin und Einwohner ohnehin seit vier Jahren keine mehr, weil das 

Finanzvermögen (also das «veräusserliche» Vermögen) seither grösser ist als das Fremdkapital 

und die Bevölkerung von Himmelried somit pro Kopf rechnerisch einen Anteil am Vermögen der 

Gemeinde hat. Dieses hat im Jahr 2024 pro Kopf von CHF 3'658.00 ganz leicht auf CHF 

3'713.00 zugenommen und dies, obwohl die getätigten Investitionen zu einem beträchtlichen 

Teil ins Verwaltungsvermögen geflossen sind. Die folgende Tabelle dokumentiert die 
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Entwicklung der Nettoverschuldung seit dem Jahr 2004: 

 

Erfolgsrechnung Spezialfinanzierung 2024 

Spezialfinanzierung Wasserversorgung 

Die Spezialfinanzierung Wasserversorgung weist in der Jahresrechnung 2024 folgendes 

Resultat auf: 

Aufwand CHF 317'097.38 

Ertrag CHF 254'466.00 

Aufwandüberschuss CHF   62'631.38 

 

Mit dem Aufwandüberschuss verringert sich das Eigenkapital der Wasserkasse von CHF 

142'143.70 Ende des Jahres 2023 auf CHF 79'512.32 Ende des Jahres 2024. 

Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung 

Die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung weist in der Jahresrechnung 2024 folgendes 

Resultat auf: 

Aufwand CHF 170'612.55 

Ertrag CHF 196'896.60 

Ertragsüberschuss CHF  26'284.05  

 

Das positive Jahresergebnis hat dazu geführt, dass die Abwasserkasse nach vielen Jahren mit 

Bilanzfehlbeträgen im Jahr 2024 wieder etwas Eigenkapital hat aufbauen können. Im Jahr 2023 

hatte der Bilanzfehlbetrag in der Abwasserkasse noch CHF -7'428.44 betragen. Ende des 

Jahres 2024 verfügt die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung wieder über ein Eigenkapital 

in der Höhe von CHF 18'855.61. Zusammen mit dem Werterhaltungsfonds, der im vergangenen 

Jahr von CHF 402'743.21 auf CHF 412'704.21 zugenommen hat, verfügt die Abwasserkasse 

Ende des Jahres 2024 über ein konsolidiertes Eigenkapital von CHF 431'559.82. 

Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung 
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Die Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung weist in der Jahresrechnung 2024 folgendes Resultat 

auf: 

Aufwand CHF 49'553.00 

Ertrag CHF 58'934.85 

Ertragsüberschuss CHF  9'381.55  

 

Durch den Ertragsüberschuss vermindert sich der Bilanzfehlbetrag der Spezialfinanzierung 

Abfallbeseitigung von CHF -27'586.35 Ende 2023 auf CHF - 18'204.50 Ende 2024. 

Investitionsrechnung 2024 

Die Investitionsrechnung 2024 der Gemeinde Himmelried weist bei Ausgaben von CHF 

1'088'828.70 und Einnahmen von CHF 54'435.40 eine beachtliche Nettoinvestition in Höhe von 

CHF 1'034'393.30 aus. Im Vorjahr hatten die Nettoinvestitionen CHF 1’363'104.40 betragen. 

Budgetiert gewesen waren für das Jahr 2024 Nettoinvestitionen in der Höhe von CHF 

1'155'000.00. 

Der Grund für die gegenüber dem Budget leicht tieferen Investitionen liegt im Wesentlichen in 

der Lieferverzögerung des neuen Feuerwehrfahrzeugs. In allen übrigen Sachgruppen liegen die 

tatsächlich getätigten Investitionen sehr nahe am Budget. 

Auf der Zeitachse dargestellt wird deutlich, dass es sich bei den im Jahr 2024 getätigten 

Investitionen um den zweithöchsten Betrag der letzten 15 Jahre handelt. Wie bereits erwähnt, 

konnte die Gemeinde ihre Investitionen gleichwohl aus eigener Kraft stemmen und musste dafür 

kein neues Fremdkapital aufnehmen. 

 

 

 

Antrag des Gemeinderates 

 

 

 

Die folgende Tabelle zeigt die Investitionen nach Sachgruppen: 

 

Sachgruppe Nettoinvestition 

budgetiert CHF 

Nettoinvestition getätigt 

CHF 

Allgemeine Verwaltung 0.00 -7'519.00 

Öffentliche Sicherheit 110'000.00 0.00 

Bildung 50'000.00 49'378.50 
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Strassenverkehr 130’000.00 112'430.00 

Wasserversorgung 730'000.00 751'643.30 

Abwasserbeseitigung 105'000.00 106'189.35 

Raumordnung 30'000.00 22'271.15 

 

Finanzierung 

 

Die Selbstfinanzierung drückt die Summe der selbst erwirtschafteten Mittel aus. Der 

Selbstfinanzierungsgrad ist jener Anteil der Nettoinvestitionen, der aus eigenen Mitteln 

finanziert werden konnte. Liegt der Wert über 100%, werden die Investitionen vollständig aus 

eigenen Mitteln finanziert. Liegt er unter 100%, muss zur Deckung der Investition neues 

Fremdkapital aufgenommen werden (Neuverschuldung). 

 

Ertragsüberschuss + CHF 687'457.85 

Betriebsgewinne (Einlagen in Spezialfinanzierungen EK) + CHF 35'665.90 

Betriebsverluste (Entnahmen aus Spezialfinanzierungen 

EK) 
- CHF 62'631.38 

Abschreibungen / Wertberichtigungen + CHF 358'495.65 

Einlagen in Fonds und Spezialfinanzierungen + CHF 30'034.00 

Entnahmen aus Spezialfinanzierungen - CHF 20'073.00 

Selbstfinanzierung CHF 1'028'949.02 

Nettoinvestitionen - CHF 1'034'393.30 

Finanzierungsfehlbetrag - CHF 5'444.28 

Selbstfinanzierungsgrad % 99.47 

 

Im Verlauf des Jahres 2024 musste kein neues langfristiges Fremdkapital aufgenommen 

werden. Hingegen nahm das kurzfristige Fremdkapital (also insbesondere der 

Kreditorenbestand) im Verlauf des Jahres 2024 leicht zu (um ca. CHF 25'000.00) und in der 

Erfolgsrechnung wurden aufgrund ausstehender Schlussrechnungen der Zweckverbände 

Schule Gilgenberg und Sozialregion Thierstein zusätzliche passive Rechnungsabgrenzungen in 

der Höhe von ca. CHF 20'000.00 notwendig. Diese beiden Positionen werden zum Fremdkapital 

gezählt und erklären in der Summe, weshalb es zwar nicht notwendig war, zur Deckung der 

Investitionen neues langfristiges Fremdkapital aufzunehmen, die Investitionstätigkeit aber 

gleichwohl nicht vollständig aus eigenen Mitteln getragen werden konnte. 

Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident stellt das Traktandum vor. Man komme nun bereits zum Traktandum 9, 

nämlich zur Genehmigung der Jahresrechnung 2024. Dieses Geschäft finde man ab Seite 12 

der Einladung. Bevor über das Eintreten entschieden und danach die Diskussion zur 

Beschlussfassung geführt werde, müsse man die Einzelheiten des Antrags vorstellen, was leider 

etwas zahlenlastig sei. Die Gemeinde schliesse mit einem Jahresgewinn von rund 690'000 

Franken ab, obwohl ursprünglich ein Verlust von rund 150'000 Franken budgetiert worden sei. 
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Man befinde sich in der erfreulichen Lage, bereits seit mehreren Jahren besser abzuschliessen 

als budgetiert. Wie bereits im Vorjahr wolle er erläutern, was dieser Überschuss bedeute und 

warum der Überschuss nicht einfach irgendwo in grossen Geldsäcken gelagert werde. 

Selbstverständlich solle eine Gemeinde nicht gewinnorientiert arbeiten, sondern einen 

ausgeglichenen Haushalt anstreben. Wenn dennoch ein Gewinn erzielt werde, stelle sich 

möglicherweise die Frage, ob die Steuern zu hoch seien. Anhand einer Grafik habe man das 

Verhältnis von Aufwand und Ertrag im Jahr 2024 dargestellt. Der Ertrag bestehe im 

Wesentlichen aus Einnahmen durch Steuern und Gebühren, die als liquide Mittel anfielen. 

Zunächst werde damit der Aufwand aus der Erfolgsrechnung gedeckt, etwa die Löhne der 

Angestellten. Nach Begleichung aller liquiditätswirksamen Ausgaben müssten noch 

Abschreibungen vorgenommen werden, die zwar zum Aufwand gehörten, aber keinen Geldfluss 

verursachten. Zusammen mit dem Gewinn ergebe sich daraus ein Cash-Überschuss. Dieser 

Cash-Überschuss habe sich im Jahr 2024 auf etwa eine Million Franken belaufen. Dennoch liege 

dieses Geld nicht einfach ungenutzt herum, da auch Investitionen getätigt worden seien. 

Investitionen seien erfolgsunwirksam. Man nehme Geld aus der einen Tasche und stecke das 

Gekaufte in die andere. Das Vermögen bleibe gleich, man sei weder reicher noch ärmer 

geworden. Dasselbe gelte, wenn der Cash-Überschuss beispielsweise in das Wasserreservoir 

investiert werde. Am Ende habe man weniger flüssige Mittel, dafür aber ein Reservoir. Es sei 

weder ein Gewinn noch ein Verlust entstanden, und das Vermögen, dargestellt durch die blaue 

Säule in der aufgezeigten Präsentationsfolie, sei weiterhin gleich hoch. Man habe bereits darauf 

hingewiesen, dass sich der Bestand an flüssigen Mitteln trotz allem verändert habe. Obwohl es 

sich um Vorgänge handle, die in der Gewinn- und Verlustrechnung nicht sichtbar seien, nähmen 

die liquiden Mittel ab. Genau dies sei im Jahr 2024 geschehen. Anhand der vorliegenden Folie 

sei ersichtlich, wie sich die flüssigen Mittel und die Anlagen im vergangenen Jahr verändert 

hätten. Beim Blick auf den unteren, dunklen Bereich sei ersichtlich, dass sich der Wert der 

Immobilien erhöht habe. Ein Hinweis auf getätigte Investitionen. Gleichzeitig sei im oberen, 

hellblauen Bereich erkennbar, dass der Bestand an flüssigen Mitteln abgenommen habe. Dies 

bedeute, dass die Erträge aus Steuern und Gebühren nicht nur für erfolgswirksame Ausgaben 

verwendet würden, sondern auch für Investitionen. Wenn man sich also frage, was mit den 

Steuereinnahmen geschehe, müsse man zunächst betrachten, wie viel davon zahlungswirksam 

ausgegeben werde, etwa für Löhne, und danach, welche Investitionen getätigt worden seien. 

Auch Handwerker müssten schliesslich in bar bezahlt werden. Dies habe sich im vergangenen 

Jahr nahezu exakt ausgeglichen. Der erzielte Cash-Überschuss sei vollständig für Investitionen 

verwendet worden. Zudem habe der Gemeinderat ein Gedankenexperiment angestellt: Hätte 

man im Dezember des Vorjahres die Steuern so weit gesenkt, dass die Jahresrechnung 

ausgeglichen gewesen wäre – also Aufwand und Ertrag gleich hoch – dann wäre zwar ein 

ausgeglichener Haushalt erreicht worden, jedoch hätte es an flüssigen Mitteln gefehlt, um die 

Investitionen zu decken. In diesem Fall hätte ein Darlehen aufgenommen werden müssen, was 

wiederum Zinszahlungen zur Folge gehabt hätte. Der Gemeindepräsident betont, dass 

Überschüsse in der Jahresrechnung hilfreich seien, wenn sehr grosse Investitionen – wie etwa 

das Wasserreservoir – finanziert werden müssten. Es sei sinnvoller, Geld auf die Seite zu legen, 

statt sich zuerst zu verschulden und es später wieder abzuzahlen. Weiter könne möglicherweise 

die Frage aufkommen, weshalb trotz dieses Wissens das Budget jeweils anders erstellt werde. 
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Dabei handle es sich keineswegs um absichtliche Fehlplanung. Grundsätzlich müssten hohe 

Investitionen über Kredite finanziert werden, da weder Staaten noch Gemeinden solche Beträge 

einfach aus der Tasche zahlen könnten. Was man jedoch vermeiden wolle, sei eine zu hohe 

Budgetierung der Einnahmen. Dies sei eine reine Vorsichtsmassnahme. Das Budget solle 

letztlich zeigen, ob Investitionen auch bei einer zurückhaltenden Schätzung der Einnahmen 

finanzierbar seien. Der Gemeindepräsident weist in seinen Erläuterungen zur Jahresrechnung 

an dieser Stelle darauf hin, dass der Gemeinderat vorschlage, das Jahresergebnis nicht wie 

üblich dem Eigenkapital zuzuschlagen, sondern damit eine sogenannte Vorfinanzierung zu 

bilden – allerdings nicht mit dem gesamten Betrag, sondern mit 500'000 Franken. Dabei handle 

es sich um eine buchhalterische Massnahme, durch die man weder reicher noch ärmer werde. 

Mit dieser Reserve könnten jedoch künftige Jahresrechnungen entlastet werden, da zukünftige 

Abschreibungen mit dieser Rückstellung verrechnet werden dürften. Jedesmal, wenn ein Teil 

der Reserve verwendet werde, könne dies als ausserordentlicher Erfolg verbucht werden, was 

wiederum die Abschreibungen entlaste. Gerade in den investitionsintensiven Jahren, die 

bevorstünden, helfe dies, den Abschreibungsaufwand etwas zu reduzieren. Aus diesem Grund 

werde vorgeschlagen, eine zweckgebundene Vorfinanzierung zu bilden. Eine solche 

Vorfinanzierung sei gesetzlich erlaubt, müsse jedoch speziell von der Gemeindeversammlung – 

also von den Anwesenden – genehmigt werden. Dies sei das, was er ergänzend zum Text und 

zu den Grafiken in der Einladung habe sagen wollen. Zum Schluss wolle er noch darauf 

aufmerksam machen, dass unter «Verschiedenes» noch der Bericht über den Finanzplan folge, 

der ebenfalls sehr zahlenlastig sei. Der Gemeindepräsident fragt die Anwesenden, ob sie 

wünschten, dass er die in der Einladung enthaltenen Einzelheiten zum Jahresergebnis nochmals 

mündlich erläutere. Er sei vorbereitet – es handle sich um etwa zehn Folien – doch im Grunde 

seien alle wichtigen Informationen bereits in der Einladung auf den Seiten 12 bis 17 sowie in den 

Anhängen enthalten. 

Daniel Stehlin lädt die Versammlung ein, sich offen zu äussern, falls jemand eine mündliche 

Erläuterung wünsche, und betont, dass dies völlig in Ordnung wäre. 

Es folgt darauf keine Äusserung aus der Versammlung. Der Gemeindepräsident überspringt 

deshalb einen Teil seiner Präsentation. 

Der Gemeindepräsident geht aber noch kurz auf den Bericht der 

Rechnungsprüfungskommission ein. Daniel Stehlin erinnert die Versammlung daran, dass sich 

die Kommission jedes Jahr mehrere Tage Zeit nehme, um die Jahresrechnung zu prüfen. Der 

entsprechende Bericht sei auf Seite 26 der Einladung abgedruckt. 

Die Präsidentin der Rechnungsprüfungskommission, Ileana Heuer, ist anwesend und der 

Gemeindepräsident fragt die Präsidentin, ob sie zu den Erkenntnissen der Kommission bei der 

Prüfung der Jahresrechnung noch Ergänzungen habe. 

Ileana Heuer, Präsidentin der Rechnungsprüfungskommission, hat keine Ergänzungen zum 

Bericht. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 
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Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt die Versammlung, ob es Wortmeldungen oder Fragen zum 

Traktandum gebe. 

Keine Wortmeldungen. 

Antrag des Gemeinderates 

1. Jahresrechnung 2024 der Gemeinde 

1.1 Allgemeiner Haushalt 

 Erfolgsrechnung: 

 Gesamtaufwand:       CHF 4'983'552.64 

 Gesamtertrag:       CHF 5'671'010.49 

 Ertragsüberschuss:       CHF    687'457.85 

 Ergebnisverwendung: 

 Vorfinanzierung Projekt Sanierung Schulhaus und MZH: CHF  500'000.00 

(in oben genannten Zahlen enthalten) 

Einlage in das Eigenkapital:      CHF   187'457.85 

Der Gemeinderat beantragt, die Einlage des Ertragsüberschusses ins Eigenkapital von CHF 

187'457.85, die Vorfinanzierung Projekt Sanierung Schulhaus und MZH in Höhe von CHF 

500'000.00 sowie die Erfolgsrechnung 2024 insgesamt zu genehmigen. Das Eigenkapital 

beträgt per 31.12.2024 CHF 8'200'815.42 (inkl. Spezialfinanzierungen und finanzpolitische 

Reserve). 

 

 Investitionsrechnung: 

 Ausgaben Verwaltungsvermögen:     CHF 1'088'828.70 

 Einnahmen Verwaltungsvermögen:     CHF      54'435.40 

 Nettoinvestition Verwaltungsvermögen:    CHF 1'034'393.30 

 

 Bilanz 

 Bilanzsumme per 31.12.2024             CHF 10‘552‘340.20 

 

1.2 Spezialfinanzierungen 

 Wasserversorgung   Aufwandüberschuss: CHF 62'631.38 

 Abwasserbeseitigung  Ertragsüberschuss:  CHF 26'284.05 
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 Abfallentsorgung   Ertragsüberschuss:  CHF    9'381.85 

 

Die Aufwands-/Ertragsüberschüsse der Spezialfinanzierungen werden dem 

entsprechenden Eigenkapital zugewiesen. Durch diese Ergebnisse ergeben sich folgende 

zweckgebundene Eigenkapitalien: 

• Wasserversorgung  Verpflichtung (+)  CHF    79'512.32 

• Abwasserbeseitigung Verpflichtung (+)  CHF 431'559.82 

• Abfallentsorgung  Vorschuss (-)   CHF  -18'204.50 

 

 

1.3 Bericht der Rechnungsprüfungskommission Himmelried 

Die Rechnungsprüfungskommission hat die vorliegende Jahresrechnung 2024 geprüft und 

beantragt dem Gemeinderat und der Gemeindeversammlung, diese zu genehmigen. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung die vorstehende Jahresrechnung für 

das Jahr 2024 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 687'457.85 zu genehmigen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst einstimmig den Antrag des Gemeinderates. 

 

Traktandum 10 Verschiedenes 

Vorstellung Finanzplan 2026-2030 

Der Gemeindepräsident erläutert der Gemeindeversammlung den Finanzplan 2026-2030 der 

Gemeinde Himmelried. Der Finanzplan sei die finanzielle Mehrjahresplanung des Gemeinderats. 

Die Gemeindeordnung schreibe vor, dass dieser der Gemeindeversammlung jeweils zur 

Kenntnis gebracht werden müsse. Der Finanzplan umfasse stets die fünf Jahre nach dem 

neuesten Budget, in diesem Fall also die Jahre 2026 bis 2030. Es werde an der 

Gemeindeversammlung nicht über den Finanzplan abgestimmt. Die Anwesenden nähmen ihn 

lediglich zur Kenntnis. Es handle sich um ein Planungsinstrument, mit dem sich der Gemeinderat 

eine Richtung gebe. Über jede einzelne Investition werde jedoch jährlich an der 

Gemeindeversammlung abgestimmt. 

Der Finanzplan sei ein umfangreiches Dokument, das eine Vielzahl von Informationen enthalte, 

zu denen man einen ganzen Abend füllen könnte. So müssten beispielsweise die 

Abschreibungen der kommenden Jahre berechnet, die Teuerung prognostiziert und die 

Darlehenszinsen berücksichtigt werden. Er wage zu behaupten, dass dies die Versammlung 

nicht allzu sehr interessiere. Was sie jedoch vermutlich interessiere, seien die groben Aussagen 

– etwa, wie es der Gemeinde bis Ende des Jahrzehnts finanziell gehe. Um dies herauszufinden, 

erstelle man jeweils zuerst den Investitionsplan der nächsten fünf Jahre. Der 

Gemeindepräsident zeigt einen Ausschnitt aus dem Originaldokument und weist darauf hin, 
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dass dessen Zahlen nicht im Detail gelesen werden müssten. Man sehe dort aber beim roten 

Ring (Erklärung mittels Slides), dass aller Voraussicht nach in den Jahren 2027 bis 2028 

Investitionen in die Schulanlage und die Mehrzweckhalle im Zentrum stünden. Die Kommission, 

die sich mit den Vorabklärungen dieser Investition befasse, sei derzeit daran, ihre Erkenntnisse 

zusammenzufassen, damit im Rahmen des nächsten Budgets ein fundierter Antrag gestellt 

werden könne. Die Zahlen stellten zunächst eine Annahme dar und könnten sich noch ändern. 

Dennoch müsse man sich überlegen: Wenn bereits jetzt ersichtlich sei, dass keine finanziellen 

Mittel für eine Schulhauserneuerung vorhanden seien, müsse man auch nicht weiter planen. 

Glücklicherweise zeige der Finanzplan dies nicht. Nach aktuellem Stand sehe es so aus, dass 

das Projekt umgesetzt werden könne, ohne dass die Gemeinde in tiefrote Zahlen abrutsche. 

Der Gemeindepräsident führt aus, dass das Schulhaus ein sehr dominantes Investitionsprojekt 

darstelle. Daher werde man daneben nicht viele weitere grössere Projekte realisieren können. 

Natürlich werde man weiterhin im Bereich der Strassen, des Wassers und des Abwassers 

investieren, jedoch handle es sich dabei eher um kleinere Projekte mit einem Umfang von bis zu 

100'000 Franken. Der Gemeindepräsident zeigt eine Übersicht der Gesamtinvestitionen pro 

Jahr seit 2004, dargestellt durch grüne Balken, während die rote Kurve die Abschreibungen 

zeige. Es handle sich lediglich um Annahmen, um zu prüfen, ob sich die Gemeinde die geplanten 

Investitionen leisten könne. Mit «leisten» sei jedoch nicht gemeint, dass sämtliche Investitionen 

aus eigenen Mitteln finanziert würden. Vielmehr werde man auch das Fremdkapital wieder 

erhöhen müssen. In einer weiteren Darstellung zeigt der Gemeindepräsident auf, wie die 

geplanten Investitionen finanziert würden: Die grünen Säulen stünden für das Eigenkapital, die 

rote Kurve für das Fremdkapital. Man sehe, dass das Eigenkapital nicht angetastet werden 

müsse. Auch nach Umsetzung des Projekts werde die Gemeinde voraussichtlich noch über ein 

Eigenkapital von rund sieben Millionen Franken verfügen – und damit deutlich mehr als in den 

Jahren bis einschliesslich 2021, also vor Beginn der grossen Investitionen. Wenn man die 

Entwicklung auf die Einwohnerinnen und Einwohner herunterbreche, zeige sich, dass die 

Gemeinde wahrscheinlich vom Nettovermögen pro Kopf wieder zu einer Nettoverschuldung pro 

Kopf zurückkehren werde. Dies sei jedoch der Normalfall unter den Schweizer Gemeinden. Eine 

Nettoverschuldung von etwa 1’500 Franken pro Kopf gelte gemäss dem Kanton weiterhin als 

«mittlere Verschuldung». Daniel Stehlin erklärt, dass sich beim Blick auf die prognostizierten 

Jahresergebnisse der kommenden Jahre ein erfreuliches Bild zeige. Auch wenn man 

Abschreibungen und Finanzierungskosten zu tragen habe, werde die Gemeinde finanziell nicht 

stark ins Minus rutschen. Voraussichtlich werde man tendenziell etwa bei null/null abschliessen. 

Noch wichtiger sei jedoch, dass die Gemeinde insgesamt bei einer normalen Verschuldung 

bleibe. 

Das Eigenkapital – dargestellt durch grüne Balken – bleibe in etwa konstant, während das 

Fremdkapital zunehme. Gleichzeitig steige jedoch auch das Gesamtvermögen. Das bedeute, 

dass das Geld nicht verbraucht, sondern in die Infrastruktur investiert werde. Diese Infrastruktur 

sei teilweise durch Fremdkapital finanziert, stelle jedoch Vermögenswerte dar, die im Besitz der 

Gemeinde seien. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin beendet die Vorstellung des Finanzplans und fragt die 

Anwesenden, ob es noch Fragen zum Finanzplan gebe. 
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Aus der Gemeindeversammlung folgen keine Wortmeldungen oder Fragen. 

Verabschiedungen 

Förster Josef Borer 

GR Barbara Rösler verabschiedet Josef Borer. Am 09.01.2024 habe Josef Borer sein 

Rentenalter erreicht, arbeite aber noch in einem kleinen Teilpensum. Über 30 Dienstjahre habe 

Josef Borer für die Natur, Wald und für die Gemeinden geleistet. Er habe sich nebenbei in vielen 

Organisationen ebenfalls für die Natur engagiert, wie z.B. bei Pro Natura. Ebenfalls wurde Josef 

Borer auch für seine Arbeit für die Natur mit einem Preis ausgezeichnet. Barbara Rösler bedankt 

sich bei Josef Borer für sein Engagement und seine Arbeit. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert Josef Borer. 

Josef Borer bedankt sich beim Gemeinderat und bei der Gemeindeversammlung. Himmelried 

sei 1989 dem Zweckverband beigetreten. Er habe mehrere Gemeindepräsidenten in seiner Zeit 

als Förster für die Gemeinde Himmelried miterlebt. Der Forstbetrieb habe aber in all dieser Zeit 

nie Probleme mit der Gemeinde Himmelried gehabt. Er bedankt sich noch einmal bei der 

Gemeindeversammlung und verabschiedet sich. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert noch einmal. 

Verabschiedung Ratsmitglied Nathalie Riggenbach 

GP Daniel Stehlin kündigt an, dass als nächstes eine Gemeinderatskollegin verabschiedet 

werde. Sie habe ihr Ressort mit viel Herzblut geführt und eine Reihe neuer Angebote für die 

Gemeinde geschaffen, die auf ausserordentlich grossen Anklang gestossen seien. Heute könne 

man sich kaum mehr vorstellen, dass es diese Angebote einmal nicht gegeben habe. Für die 

Verabschiedung von Gemeinderätin Nathalie Riggenbach übergebe er das Wort an die 

Ortsparteipräsidentin der SP, Linda Mischler. 

Linda Mischler verabschiedet Nathalie Riggenbach. Ein Notfall führte auch zu einem Glücksfall. 

Die Demission von Gemeinderätin Aimée Fehr habe dazu geführt, dass man eine Nachfolge 

habe finden müssen. Sie habe daraufhin Nathalie Riggenbach angesprochen. Sie habe nicht 

gleich Nein gesagt. Nach Gesprächen mit Aimée Fehr und Daniel Stehlin habe sie zugesagt. Sie 

habe die Ressorts Soziales und Gesundheit übernommen. Wer Nathalie kenne wisse, dass sie 

keine halben Sachen mache. So seien die Seniorenausflüge, die Seniorenweihnachtsfeier sowie 

die Eröffnung des Jugendkellers für die niederen Altersgruppen in ihre Amtszeit gefallen. Linda 

Mischler bedauert den Rücktritt von Nathalie Riggenbach und bedankt sich sehr ihr 

Engagement für die Gemeinde Himmelried. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert Nathalie Riggenbach. 

Gemeinderätin Nathalie Riggenbach ergreift das Wort und bedankt sich für das 

entgegengebrachte Vertrauen. Aufgrund beruflicher Veränderungen und wegen der Familie sei 

das Amt leider nicht mehr zu vereinbaren gewesen. Es sei eine tolle Erfahrung für sie gewesen. 

Sie bedankt sich bei der Bevölkerung. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert ein weiteres Mal. 
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Verabschiedung Ratsmitglied Barbara Rösler 

Der Gemeindepräsident kündigt einen weiteren Rücktritt im Gemeinderat an, jenen von Barbara 

Rösler. Sie habe ihr Amt 12 Jahre ausgeübt und sich in dieser Zeit mit grösster Hingabe für die 

Natur im Dorf eingesetzt, aber weniger intensiv auch für die Kinder. Er übergibt das Wort für die 

Verabschiedung von Barbara Rösler noch einmal an Linda Mischler. 

Linda Mischler verabschiedet nun Barbara Rösler. Vor 12 Jahren habe es noch Wahlen für den 

Gemeinderat gegeben. Im Jahr 2013 sei der Gemeinderat mit 5 Frauen und 2 Männern gestartet. 

Dies sei aussergewöhnlich gewesen. Linda Mischler erläutert die politischen Zuständigkeiten 

und den Werdegang während dieser 12 Jahren von Barbara Rösler. Sie rühmt die Arbeit von 

Barbara Rösler und bedankt sich für ihre Arbeit und für ihr Engagement für die Gemeinde 

Himmelried. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert. 

Barbara Rösler erläutert, dass sie damals habe davon überzeugen lassen, als Linda ihr gesagt 

habe, dass man in den Gemeinden etwas bewegen könne. Sie bedankt sich an dieser Stelle bei 

den Ratskollegen für die gute Zusammenarbeit. In all diesen 12 Jahren sei es immer ein 

miteinander gewesen. Das habe zur guten Arbeit erheblich beigetragen. Sie bedankt sich vor 

allem beim Gemeindepräsidenten für sein Engagement und für seine Unterstützung, ebenso 

beim Gemeinderat und bei der Verwaltung für die gute Zusammenarbeit. Ebenfalls bedankt sie 

sich beim Werkhof und abschliessend bei der Bevölkerung. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert ein weiteres Mal. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin übernimmt wieder das Wort und teilt der Versammlung mit, 

dass man heute Abend eigentlich auch Gemeinderat Daniel Nussbaumer habe verabschieden 

wollen. Wie aber schon anfangs der Gemeindeversammlung erwähnt, sei dieser aufgrund des 

Geburtstermines für dieses wichtige Ereignis verhindert. Man werde Daniel Nussbaumer an der 

nächsten Gemeindeversammlung verabschieden. 

Vorstellung der neuen Mitglieder des Gemeinderates 

Daniel Stehlin teilt mit, dass auf das Ende der laufenden Legislatur bereits am Folgetag die neue 

Legislaturperiode beginne. Man habe festgestellt, dass sich Himmelried mit seinen Behörden in 

einer sehr erfreulichen Lage befinde, um die uns viele anderen Gemeinden im Thierstein 

beneiden würden. Es sei gelungen, erneut alle sieben Sitze im Gemeinderat zu besetzen, ebenso 

habe man die Vakanzen in den Kommissionen füllen können. Die neuen Mitglieder des 

Gemeinderats hätten bereits im Mai damit begonnen, sich auf ihre zukünftigen Aufgaben 

vorzubereiten. Sie seien auch an der heutigen Versammlung anwesend und würden einzeln 

vorgestellt. Zunächst stelle man die neue verantwortliche Person für die Ressorts Gesundheit, 

Soziales sowie Familie und Jugend vor: Es handle sich um die künftige Gemeinderätin Sabrina 

Saladin. Als nächstes werde Gabor Damo als zukünftiger Gemeinderat für die Ressorts Wasser 

und Abwasser, öffentliche Sicherheit sowie Vereinsleben vorgestellt. Schliesslich begrüsse man 

Dominic Schelbert als neuen Gemeinderat für die Ressorts Umwelt, Forst- und Landwirtschaft, 

Abfallbeseitigung und Volkswirtschaft. Bei den verbleibenden Mitgliedern des Gemeinderats 

komme es nur zu wenigen Änderungen in der Ressortverteilung. Urs Meier werde weiterhin für 
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Hochbau, Werkhof und Raumplanung zuständig sein, Dave Ammann behalte die Ressorts 

Strassen, IT, öffentlicher Verkehr und Friedhof. Der Gemeindepräsident selbst werde die 

Ressorts Finanzen, Administration und Personal weiterführen. Gemeinderat Giovanni Adornetto 

übernehme neu das Ressort Bildung, da er bereits das Präsidium des Zweckverbands Schule 

Gilgenberg übernommen habe. Dies sei die einzige Ressortänderung unter den bisherigen 

Mitgliedern. 

Diverses aus der Versammlung 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Gemeindeversammlung, ob es noch Wortmeldungen 

unter «Diverses» gebe. 

Erich Oehler spricht die Sanierung der Kaltbrunnentalstrasse an. Er finde die 

Sanierungsarbeiten gut. Die Strasse habe jedoch eine grosse Kurve, die unübersichtlich sei. Es 

habe viele Verkehrsteilnehmende, die die Strasse nutzen wie Fahrradfahrer, Autofahrer, 

Wanderer und ebenfalls Kinder. Es komme immer wieder vor, dass ein Autofahrer rückwärts die 

Strasse befahren müsse, da ansonsten das Kreuzen der Fahrzeuge nicht möglich wäre. Erich 

Oehler fragt, ob man an einer geeigneten Stelle nicht einen Verkehrsspiegel anbringen könne. 

GR David Ammann teilt mit, dass man dies beim Projekt der Sanierung mit den Ingenieuren 

geprüft habe. Aufgrund der Durchfahrt von Landwirtschaftsfahrzeugen müsse man die Spiegel 

jedoch sehr weit aussen montieren. Dies sei nicht so einfach. Er nehme den Hinweis für die 

Schlussbesprechung jedoch gerne mit. 

Es folgen keine weiteren Wortmeldungen. 

Der Gemeindepräsident bedankt sich zum Schluss der Gemeindeversammlung bei den 

Angestellten der Verwaltung und des Werkhofes für ihre Arbeit, die sie für die Gemeinde 

verrichten. Ebenfalls bedankt er sich beim Gemeinderat sowie bei der Bevölkerung für deren 

Engagement für das Gemeinwohl und für die Gemeinde. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert. 

Vizegemeindepräsident David Ammann ergreift das Wort und bedankt sich an dieser Stelle beim 

Gemeindepräsidenten Daniel Stehlin für sein grosses Engagement, für seine gute Arbeit und die 

unzähligen Stunden, die er für die Gemeinde aufbringe. 

Die Gemeindeversammlung applaudiert dem Gemeindepräsidenten. 

 

Schluss der Gemeindeversammlung um 21.35 Uhr. 

 

Protokoll genehmigt vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 11. August 2025. 

 

Namens des Gemeinderats der Einheitsgemeinde Himmelried 

 

 

der Gemeindepräsident    der Gemeindeschreiber 
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Daniel Stehlin     Pascal Cueni 


